
Anlage 2 zur Vorlage Nr. 2025/0022 

Vorlage Nr. 2025/0022 
Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Leverkusen, seine Ausschüsse und die Bezirksvertretungen 
 
Synopse 
 
Die Synopse enthält wesentliche inhaltliche Änderungen. Nicht berücksichtigt wurden Änderungen, die sich aufgrund der Doppelnen-
nung weiblich/männlich sowie redaktioneller oder formeller Anpassungen ergeben haben. 
 
 

 
Alte Fassung der Geschäftsordnung 

 
Neue Fassung der Geschäftsordnung 

 

§ 1 Ratsinformationssystem 

(1) Die Stadt Leverkusen betreibt für die Mitglieder des Rates, 
der Ausschüsse des Rates und der Bezirksvertretungen 
nach Maßgabe der folgenden Regelungen ein internetba-
siertes Ratsinformationssystem, das der Information dient. 

§ 1 Ratsinformationssystem 

(1) Die Stadt Leverkusen betreibt für die Mitglieder des Rates, 
der Ausschüsse des Rates und der Bezirksvertretungen 
nach Maßgabe der folgenden Regelungen ein internetba-
siertes Ratsinformationssystem, das der Information sowie 
der Vorbereitung auf die Sitzungen dient. 

(5) Die Einladung, der Nachtrag, die Tagesordnung und die 
sonstigen Sitzungsunterlagen werden ausschließlich in 
elektronischer Form über das Ratsinformationssystem zur 
Verfügung gestellt. 

 

§ 2 Übertragung von Ratssitzungen 

(1) Die öffentlichen Sitzungen des Rates werden ausschließlich 
durch eine von der Stadt beauftragte Firma in Bild und Ton 
aufgezeichnet, zeitgleich im Internet übertragen, zum Abruf 
auf der offiziellen Homepage der Stadt Leverkusen zeit-
weise zur Verfügung gestellt und dauerhaft in dem Archiv 

§ 2 Übertragung von Ratssitzungen 

Die Zulässigkeit der Veröffentlichung und zeitgleichen Übertra-
gung von öffentlichen Sitzungen des Rates im Internet durch 
die Stadt Leverkusen bzw. von ihr Beauftragte (Live-Stream) ist 
gemäß § 48 Absatz 4 (Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW)) in der Hauptsatzung geregelt. 



der Stadt Leverkusen gespeichert. 

Die zeitweise Abrufmöglichkeit auf der offiziellen Homepage 
der Stadt Leverkusen wird mit der Einstellung der unter-
schriebenen Ratsniederschrift im Ratsinformationssystem 
der Stadt Leverkusen beendet. 

Danach kann eine Einsichtnahme im Internet über das Ar-
chiv der Stadt Leverkusen dauerhaft erfolgen. 

(2) Die Verwaltung holt bei den betroffenen Personen aus Poli-
tik und Verwaltung schriftliche, jederzeit auch nachträglich 
widerrufbare Einwilligungserklärungen einschließlich einer 
Aufklärung zur Veröffentlichung der Aufzeichnungen im In-
ternet ein. Die Einwilligungen gelten jeweils für die aktuelle 
Ratsperiode. Die Erlaubnis (Dreh- bzw. Aufzeichnungsge-
nehmigung) zum Mitschnitt, für Live-Übertragungen sowie 
zeitversetzte Ausstrahlung aus öffentlichen Sitzungen des 
Rates gilt damit als grundsätzlich erteilt. Sie muss vom 
Oberbürgermeister jederzeit für die Dauer der Gesamtsit-
zung, aber auch für Sitzungsteile für einzelne Personen wi-
derrufen werden, wenn dies von den durch die Aufnahmen 
betroffenen Personen - von einem Mitglied des Rates, von 
der Verwaltung oder von Dritten - gewünscht wird. 

(3) Die Kameraperspektive ist während der Redebeiträge auf 
den Oberbürgermeister, die Ratsmitglieder, die Vertreter 
der Verwaltung oder die Leinwand zu richten. Eine Auf-
nahme der Zuhörer ist nicht zulässig. 

(4) Liegt keine Zustimmung zur Übertragung einzelner Rede-
beiträge vor, werden Bild und Ton entsprechend ausge-
blendet bzw. geschnitten. 



(5) Ausnahmsweise kann Vertretern der Presse im Rahmen ih-
rer Berichterstattung eine zeitlich befristete Übertragung 
bzw. Aufzeichnung der öffentlichen Sitzungen des Rates, 
seiner Ausschüsse und der Bezirksvertretungen in Bild 
und/oder Ton für bis zu fünf zuvor benannte Tagesord-
nungspunkte für insgesamt ca. 15 Minuten pro Sitzung auf 
Antrag bei einstimmiger Zustimmung aller Mitglieder des je-
weiligen Gremiums und der Vertreter der Verwaltung ge-
stattet werden. Von der zeitlichen Beschränkung kann aus-
nahmsweise bei Vorträgen/Reden abgewichen werden. 

 

§ 3 Tagesordnung 

(1) Der Oberbürgermeister hat Angelegenheiten in die Tages-
ordnung aufzunehmen, die ihm von 

a) einem Fünftel der Ratsmitglieder oder 

b) einer Fraktion 

spätestens am 14. Tag vor dem Sitzungstag schriftlich per 
Post oder Fax oder elektronisch per E-Mail benannt wer-
den. Für die Einhaltung der Frist ist der Zugang des schrift-
lichen Verlangens bei dem Oberbürgermeister maßgeblich. 
Ein Zugang spätestens am sechsten Tag vor dem Sit-
zungstag ist ausreichend, sofern in dem schriftlichen Ver-
langen die Abweichung von der regelmäßigen Frist nach 
Satz 1 begründet wird. Betrifft ein Verlangen nach Satz 1 
eine Angelegenheit, die nicht in die Zuständigkeit der Stadt 
Leverkusen fällt, verweist der Oberbürgermeister bei der 
Festsetzung der Tagesordnung auf die Bestimmung des 
Absatzes 6. 

 

§ 3 Tagesordnung 

(1) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister setzt ge-
mäß § 48 Absatz 1 Satz 1 GO NRW die Tagesordnung fest. 
Sie/Er hat Angelegenheiten in die Tagesordnung aufzuneh-
men, die ihr/ihm von 

1. einem Fünftel der Ratsmitglieder, 

2. einer Fraktion oder 

3. einer Gruppe 

spätestens am 14. Tag vor dem Sitzungstag schriftlich per 
Post oder Fax oder elektronisch per E-Mail benannt werden 
(vgl. § 48 Absatz 1 Satz 2 GO NRW). Für die Einhaltung 
der Frist ist der Zugang des schriftlichen Verlangens bei der 
Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister maßgeblich. 
Ein Zugang spätestens am sechsten Tag vor dem Sit-
zungstag ist ausreichend, sofern in dem schriftlichen Ver-
langen die Abweichung von der regelmäßigen Frist nach 
Satz 2 begründet wird. Betrifft ein Verlangen nach Satz 2 



eine Angelegenheit, die nicht in die Zuständigkeit der Stadt 
Leverkusen fällt, verweist die Oberbürgermeisterin/der 
Oberbürgermeister bei der Festsetzung der Tagesordnung 
auf die Bestimmung des Absatzes 6. 

 

§ 4 Einberufung zu den Sitzungen und Obliegenheiten der 
Ratsmitglieder 

(1) Die Ratsmitglieder werden zu den Sitzungen des Rates un-
ter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung schriftlich per 
Post oder bei entsprechendem Einverständnis in elektroni-
scher Form eingeladen. Die Ladungsfrist beträgt acht Tage. 
Enthält die Tagesordnung einen Punkt, dessen Behandlung 
keinen Aufschub duldet, so beträgt die Ladungsfrist für 
diese Sitzung drei Tage. Bei der Berechnung der Ladungs-
fristen werden der Tag des Zugangs und der Sitzungstag 
nicht mitgezählt. Die Regelungen der §§ 187 Absatz 1 und 
188 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entspre-
chend. Die Fristen nach den Sätzen 2 und 3 werden ge-
wahrt, wenn die Einladung den Ratsmitgliedern fristgerecht 
zugeht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 Einberufung zu den Sitzungen und Obliegenheiten der 
Ratsmitglieder 

(1) Der Rat wird von der Oberbürgermeisterin/dem Oberbür-
germeister einberufen. Im Falle ihrer/seiner Verhinderung 
erfolgt die Einberufung durch die erste Stellvertretung der 
Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters (§ 47 Absatz 
1 Satz 1 GO NRW). Die Ratsmitglieder werden zu den Sit-
zungen des Rates unter Angabe von Ort, Zeit und Tages-
ordnung in elektronischer Form eingeladen. Sie werden per 
E-Mail informiert, sobald die Unterlagen im Ratsinformati-
onssystem abrufbar sind. Hilfsweise kann auch postalisch 
eingeladen werden, sofern seitens der Stadtverwaltung 
eine elektronische Einladung aufgrund technischer Prob-
leme nicht möglich ist. 

(2) Die Ladungsfrist beträgt acht Tage. Enthält die Tagesord-
nung einen Punkt, dessen Behandlung keinen Aufschub 
duldet, so beträgt die Ladungsfrist für diese Sitzung drei 
Tage. Bei der Berechnung der Ladungsfristen werden der 
Tag des Zugangs und der Sitzungstag nicht mitgezählt. Die 
Regelungen der §§ 187 Absatz 1 und 188 Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend. Die Fristen 
nach den Sätzen 1 und 2 werden gewahrt, wenn die Einla-
dung den Ratsmitgliedern fristgerecht zugeht. 

(4) Der Rat ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein Fünftel der 



- keine Regelung zur unverzüglichen Einberufung von Ratssit-
zungen enthalten - 

Ratsmitglieder oder eine Fraktion unter Angabe der zur Be-
ratung zu stellenden Gegenstände es verlangen (§ 47 Ab-
satz 1 Satz 3 GO NRW). 

 

§ 5 Ältestenrat 

(1) Der Ältestenrat unterstützt den Oberbürgermeister bei der 
Vorbereitung des Ablaufs der Sitzungen des Rates und 
dient der Zusammenarbeit der im Rat vorhandenen Fraktio-
nen. Er besteht aus dem Oberbürgermeister, den Bürger-
meistern, den Vorsitzenden der Fraktionen des Rates, dem 
jeweiligen Fraktionsgeschäftsführer oder einem von diesen 
Fraktionen benannten weiteren Mitglied der Fraktion und 
den Bezirksbürgermeistern. 

(2) Der Ältestenrat wird von dem Oberbürgermeister einberu-
fen. Form- und Fristvorgaben bestehen hierfür nicht. Der 
Oberbürgermeister führt den Vorsitz in den Sitzungen des 
Ältestenrats. 

(3) Zu den Sitzungen oder einzelnen Gegenständen einer Sit-
zung des Ältestenrats kann der Oberbürgermeister Beige-
ordnete, weitere Bedienstete der Stadt und sachverstän-
dige Ratsmitglieder hinzuziehen. 

 

§ 5 Ältestenrat 

(1) Der Ältestenrat besteht aus der Oberbürgermeisterin/dem 
Oberbürgermeister, den Bürgermeisterinnen/Bürgermeis-
tern, den Bezirksbürgermeisterinnen/Bezirksbürgermeis-
tern, den Vorsitzenden der Fraktionen des Rates, der jewei-
ligen Fraktionsgeschäftsführerin/dem jeweiligen Fraktions-
geschäftsführer oder einem von diesen Fraktionen benann-
ten weiteren Mitglied der Fraktion. Es können Beigeordnete 
und weitere Teilnehmende nach Bedarf hinzugezogen wer-
den. 

(2) Der Ältestenrat ist kein Ausschuss des Rates nach § 57 GO 
NRW und kein Beschlussgremium. Der Ältestenrat berät 
die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister bei Ver-
fahrensfragen zur Geschäftsführung und Verhandlungs-/Sit-
zungsleitung des Rates und der Handhabung der Ordnung 
gemäß § 51 GO NRW. Der Ältestenrat unterstützt die Ober-
bürgermeisterin/den Oberbürgermeister bei der Gewährleis-
tung von Effektivität und Funktionalität der Ratsarbeit. 

(3) Der Ältestenrat wird von der Oberbürgermeisterin/dem 
Oberbürgermeister – mit Vorlage einer Tagesordnung – 
einberufen und geleitet. 

(4) Die Sitzungen des Ältestenrates sind nichtöffentlich. Die 
wesentlichen Ergebnisse der Beratungen werden in einer 
Niederschrift vermerkt. Die Niederschrift wird von einer/ei-
nem Mitarbeitenden der Verwaltung erstellt. 



§ 6 Teilnahme an den Sitzungen, Anwesenheitsverzeichnis 

(2) Mitglieder der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse 
können an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als 
Zuhörer teilnehmen, soweit deren Aufgabenbereich durch 
den Beratungsgegenstand berührt wird (vgl. § 48 Absatz 5 
Satz 1 GO NRW).  

Bis zu zwei, sich mit der inhaltlichen Arbeit ihrer Fraktion 
befassende, Mitarbeitende der jeweiligen Fraktionen des 
Rates (ausgenommen Praktikanten) können an den nichtöf-
fentlichen Sitzungen des Rates als Zuhörer teilnehmen, so-
fern diese zuvor nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die 
förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen (Verpflich-
tungsgesetz) verpflichtet worden sind. 

 

(3) Auf Verlangen der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder des Rates oder auf Veranlassung des Oberbürger-
meisters sind zu einzelnen Punkten der Tagesordnung ei-
ner Sitzung Sachverständige einzuladen; sie können in der 
Sitzung auf Beschluss des Rates zu diesen Gegenständen 
gehört werden. Für den Fall einer Anhörung eines Sachver-
ständigen wird eine Höchstredezeit von vier Minuten festge-
legt. Eine kurzzeitige Überschreitung kann durch den Ober-
bürgermeister, eine längere Überschreitung durch einen 
Mehrheitsbeschluss des Rates zugelassen werden. 

Antragsteller von Bürgeranträgen gem. § 24 GO NRW sind 
keine Sachverständigen im Sinne dieser Vorschrift. 

 

 

§ 6 Teilnahme an den Sitzungen, Anwesenheitsverzeichnis 

(2) Mitglieder der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse 
können an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als 
Zuhörerende teilnehmen, soweit deren Aufgabenbereich 
durch den Beratungsgegenstand berührt wird (§ 48 Absatz 
5 Satz 1 GO NRW). 

Bis zu zwei, sich mit der inhaltlichen Arbeit ihrer Fraktion 
befassende, Mitarbeitende der jeweiligen Fraktionen des 
Rates (ausgenommen Praktikantinnen/Praktikanten) kön-
nen an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als Zuhö-
rende teilnehmen, sofern diese zuvor nach § 1 Absatz 1 
des Gesetzes über die förmliche Verpflichtung nichtbeamte-
ter Personen (Verpflichtungsgesetz) verpflichtet worden 
sind. 

(3) Auf Verlangen der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder des Rates oder auf Veranlassung der Oberbürger-
meisterin/des Oberbürgermeisters sind zu einzelnen Punk-
ten der Tagesordnung einer Sitzung Sachverständige durch 
die Verwaltung einzuladen; ggf. anfallende Kosten sind 
durch die Verwaltung zu tragen. Die Sachverständigen kön-
nen in der Sitzung auf Beschluss des Rates zu diesen Ge-
genständen gehört werden. Für den Fall einer Anhörung ei-
nes Sachverständigen wird eine Höchstredezeit von vier Mi-
nuten festgelegt. Eine kurzzeitige Überschreitung kann 
durch den Oberbürgermeister, eine längere Überschreitung 
durch einen Mehrheitsbeschluss des Rates zugelassen wer-
den. 

Antragstellende von Eingaben nach § 24 GO NRW sind 
keine Sachverständigen im Sinne dieser Vorschrift. 



(4) Der Schriftführer hält die Anwesenheit der Ratsmitglieder 
und die in nichtöffentlicher Sitzung als Zuhörer anwesenden 
Mitglieder der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse 
schriftlich fest. Ratsmitglieder, die sich zu einzelnen Gegen-
ständen an der Beratung und Abstimmung nicht beteiligen 
dürfen (§§ 43 Absatz 2, 31 GO NRW), haben dies vor der 
Sitzung gegenüber dem Oberbürgermeister anzuzeigen. 

(4) Die Schriftführung hält die Anwesenheit der Ratsmitglieder, 
Verwaltungsmitarbeitenden, Sachverständigen und die in 
nichtöffentlicher Sitzung als Zuhörende anwesenden Mit-
glieder der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse schrift-
lich fest. 

(5) Ratsmitglieder, die sich zu einzelnen Gegenständen an der 
Beratung und Abstimmung nicht beteiligen dürfen (§§ 43 
Absatz 2, 31 GO NRW), haben dies vor der Sitzung gegen-
über der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister an-
zuzeigen. Dies ist in der Niederschrift entsprechend auszu-
weisen. 

 

§ 8 Ausschluss der Öffentlichkeit 

In nicht öffentlicher Sitzung sind zu behandeln 

a) Personalangelegenheiten in Bezug auf einzelne Bedienstete 
oder Bewerber, 

b) Abgaben- und Entgeltangelegenheiten in Bezug auf einzelne 
Personen, 

c) Vergabeangelegenheiten, 

d) Grundstücksangelegenheiten, 

e) Rechtsgeschäfte mit Personen und Personenvereinigungen, 

f) Angelegenheiten von privatrechtlichen juristischen Personen 
und Personenvereinigungen, an denen die Stadt Leverkusen 
beteiligt ist (§ 113 GO NRW), 

g) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der 

§ 8 Ausschluss der Öffentlichkeit 

In nichtöffentlicher Sitzung ist zu beraten, wenn es die gesetzli-
chen Bestimmungen, das öffentliche Wohl oder der Schutz der 
Interessen Betroffener fordern. Dies ist insbesondere der Fall bei  

1. Personalangelegenheiten in Bezug auf einzelne Bedienstete 
oder Bewerberinnen/Bewerber, 

2. Abgaben- und Entgeltangelegenheiten in Bezug auf einzelne 
Personen, 

3. Vergabeangelegenheiten, 

4. Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken durch die Ge-
meinde; dies gilt auch für Pacht, Miete oder ähnliche Rechts-
geschäfte, durch die der Gemeinde Rechte an einer Liegen-
schaft verschafft werden bzw. die Gemeinde solche Rechte 
Dritten verschafft, 



Behandlung nicht individueller Angelegenheiten, der Prüfung 
des Jahresabschlusses nach § 102 GO NRW und der Bera-
tung der Prüfungsergebnisse zur Entlastung des Oberbür-
germeisters nach § 96 Absatz 1 GO NRW, 

h) Angelegenheiten, im Rahmen deren Erörterung Sozialdaten 
im Sinne der §§ 67 ff. des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
- Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB 
X) offenbart werden. 

Satz 1 gilt nicht, soweit schützenswerte Interessen von Personen 
oder Personenvereinigungen einer öffentlichen Behandlung im 
Einzelfall nicht entgegenstehen. 
 

5. Rechtsgeschäfte mit Personen und Personenvereinigungen, 

6. Angelegenheiten von privatrechtlichen juristischen Personen 
und Personenvereinigungen, an denen die Stadt Leverkusen 
beteiligt ist (§ 113 GO NRW), 

7. Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der 
Behandlung nicht individueller Angelegenheiten, der Prüfung 
des Jahresabschlusses nach § 102 GO NRW und der Bera-
tung der Prüfungsergebnisse zur Entlastung der Oberbürger-
meisterin/des Oberbürgermeisters nach § 96 Absatz 1 GO 
NRW, 

8. Angelegenheiten, im Rahmen deren Erörterung Sozialdaten 
im Sinne der §§ 67 ff. des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
- Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB 
X) offenbart werden. 

Satz 2 gilt nicht, soweit schützenswerte Interessen von Personen 
oder Personenvereinigungen einer öffentlichen Behandlung im 
Einzelfall nicht entgegenstehen. 

 

§ 15 Anträge zur Sache 

(1) Zu jedem Punkt der Tagesordnung können Anträge gestellt 
werden, um eine Entscheidung des Rates in der Sache her-
beizuführen (Anträge zur Sache). Antragsberechtigt ist 

a) ein Fünftel der Ratsmitglieder, 

b) eine Fraktion, 

c) eine Bezirksvertretung (§ 37 Absatz 5 GO NRW), 

§ 15 Anträge zur Sache 

(1) Zu jedem Punkt der Tagesordnung können Anträge gestellt 
werden, um eine Entscheidung des Rates in der Sache her-
beizuführen (Anträge zur Sache). Antragsberechtigt sind 

1. ein Fünftel der Ratsmitglieder, 

2. eine Fraktion, 

3. eine Gruppe, 



d) der Kinder- und Jugendhilfeausschuss (§ 71 Absatz 4 
Satz 2 des Sozialgesetzbuches Achtes Buch – Kinder- 
und Jugendhilfe (SGB VIII)) sowie 

e) der Integrationsrat (§ 27 Absatz 8 Satz 3 GO NRW). 

Anträge können schriftlich bis spätestens zum sechsten 
Tag vor dem Sitzungstag gestellt werden. Sie sind in die 
Tagesordnung oder in einen Nachtrag hierzu aufzunehmen. 

 

 

 

 

 

(5) Sitzungsvorlagen des Oberbürgermeisters und Anträge zur 
Sache, die wesentliche Gesichtspunkte der politischen Teil-
habe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte betref-
fen (§ 27 GO NRW), sind dem Vorsitzenden des Integrati-
onsrats unverzüglich zuzuleiten. 

 

4. eine Bezirksvertretung (§ 37 Absatz 5 GO NRW), 

5. der Kinder- und Jugendhilfeausschuss (§ 71 Absatz 4 
Satz 2 des Sozialgesetzbuches Achtes Buch – Kinder- 
und Jugendhilfe (SGB VIII)), 

6. der Jugendstadtrat im Rahmen seiner jährlichen Sit-
zung (§ 27a GO NRW) sowie 

7. die Fachausschüsse des Rates, sofern sie eine Angele-
genheit an eine Bezirksvertretung, einen anderen Aus-
schuss oder den Rat zur abschließenden Entscheidung 
verweisen möchten. Dies gilt auch für den Ausschuss 
für Chancengerechtigkeit und Integration (bisher: Integ-
rationsrat). 

Anträge können schriftlich bis spätestens zum sechsten 
Tag vor dem Sitzungstag gestellt werden. Sie sind in die 
Tagesordnung oder in einen Nachtrag hierzu aufzunehmen. 

(5) Sitzungsvorlagen der Oberbürgermeisterin/des Oberbürger-
meisters und Anträge zur Sache, die wesentliche Gesichts-
punkte der politischen Teilhabe von Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte betreffen (§ 27 GO NRW), sind der/dem 
Vorsitzenden des Ausschusses für Chancengerechtigkeit 
und Integration unverzüglich zuzuleiten. 

 

 

 

§ 18 Abstimmung über Anträge zur Sache § 18 Abstimmung über Anträge zur Sache 



- keine Regelung zur geheimen Abstimmung über eine Abstim-
mungsanlage vorhanden - 

(10) Bei Vorhandensein einer Abstimmungsanlage sind ge-
heime Abstimmungen, bei denen mit „Ja“, „Nein“ oder „Ent-
haltung“ gestimmt werden kann, elektronisch über die Ab-
stimmungsanlage durchzuführen. Zur Wahrung der Ge-
heimhaltung haben die Mitglieder des Rates während des 
Abstimmungsvorgangs das Panel mit ihrer Hand so zu ver-
decken, dass ein Einsehen der Stimmabgabe durch andere 
Personen nicht möglich ist. 

Nach Abschluss der Stimmabgabe wird das Ergebnis, ohne 
Rückschlüsse auf das einzelne Abstimmungsverhalten, auf 
der Leinwand angezeigt. In der Abstimmungsanlage wer-
den keine Daten zum Abstimmungsverhalten gespeichert. 

 

§ 19 Ordnungsgewalt und Hausrecht 

(1) Der Oberbürgermeister übt das Hausrecht aus. Ihm obliegt 
es, eine geordnete und störungsfreie Sitzung zu ermögli-
chen. 

(2) Wer sich im Zuhörerraum lautstark durch Beifalls- oder Miss-
fallensbekundungen äußert, Plakate mitführt, die Ordnung o-
der den Anstand in sonstiger Weise verletzt, kann vom Ober-
bürgermeister zur Ordnung gerufen werden. Bei anhaltender 
Störung/starker Beeinträchtigung kann er vom Oberbürger-
meister zum Verlassen des Sitzungsraumes aufgefordert, 
bei entsprechender Weigerung auf Anordnung des Oberbür-
germeisters notfalls mit Gewalt entfernt werden. 

 

 

(3) Jedes Ratsmitglied hat sich so zu verhalten, dass Ordnung 

§ 19 Ordnungsgewalt und Hausrecht 

(1) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister handhabt 
die Ordnung und übt das Hausrecht aus (§ 51 Absatz 1 GO 
NRW). In ihrer/seiner Vertretung wird das Hausrecht durch 
die Bürgermeisterin/den Bürgermeister wahrgenommen. 

(2) Wer sich im Zuhörerraum lautstark durch Beifalls- oder Miss-
fallensbekundungen äußert, Plakate mitführt, die Ordnung o-
der den Anstand in sonstiger Weise verletzt, kann von der 
Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister zur Ordnung 
gerufen werden. Bei anhaltender Störung/starker Beein-
trächtigung kann sie/er von der Oberbürgermeisterin/dem 
Oberbürgermeister zum Verlassen des Sitzungsraumes auf-
gefordert, bei entsprechender Weigerung auf Anordnung der 
Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters notfalls mit 
Gewalt entfernt werden. 

(3) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister kann bei 



und Würde des Rates gewahrt bleiben. 

(4) Der Oberbürgermeister kann bei Störungen die Sitzung un-
terbrechen oder notfalls ganz beenden. 

 

Störungen die Sitzung unterbrechen oder notfalls ganz be-
enden. 

 

§ 20 Ruf zur Sache 

(1) Ratsmitglieder, die vom Thema abschweifen, kann der Ober-
bürgermeister zur Sache rufen (= erster Ruf zur Sache). 

(2) Wurde ein Ratsmitglied im Zuge der Behandlung eines Ta-
gesordnungspunktes zweimal zur Sache gerufen (= zweiter 
Ruf zur Sache), kann ihm der Oberbürgermeister bei einem 
dritten Ruf zur Sache gleichzeitig für die weitere Behandlung 
des Tagesordnungspunktes das Wort entziehen, wenn das 
Ratsmitglied bei dem vorhergehenden zweiten Ruf zur Sa-
che auf diese Folge hingewiesen wurde (= dritter Ruf zur Sa-
che mit gleichzeitigem Wortentzug). 

 

§ 21 Ruf zur Ordnung 

(1) Ratsmitglieder, die ohne Worterteilung das Wort ergreifen, 
die vorgegebene Redezeit trotz entsprechender Abmahnung 
überschreiten, sich ungebührlich oder beleidigend äußern o-
der sonst die Ordnung stören, kann der Oberbürgermeister - 
unter Ankündigung eines Wortentzugs bei einem notwendi-
gen zweiten Ordnungsruf - zur Ordnung rufen (= erster Ruf 
zur Ordnung). 

(2) Wurde ein Ratsmitglied im Zuge der Behandlung eines Ta-
gesordnungspunktes bereits einmal zur Ordnung gerufen 
und gibt es Anlass zu einem weiteren Ordnungsruf, kann ihm 

§ 20 Ruf zur Sache und Ruf zur Ordnung 

(1) Ratsmitglieder, die von dem Verhandlungsgegenstand ab-
weichen, können von der Oberbürgermeisterin/dem Bürger-
meister zur Sache verwiesen werden. Wenn ein Ratsmitglied 
die Ordnung oder die Würde des Rates verletzt, wird es er-
mahnt, wieder zur Ordnung zurückzufinden oder ihre/seine 
Ausführungen zu berichtigen. Ein Ratsmitglied kann auch 
ohne vorherige Ermahnung unter Nennung des Namens zur 
Ordnung gerufen werden. Dies kann auch in der nächstfol-
genden Sitzung geschehen. Die Ordnungsmaßnahmen und 
der Anlass hierzu dürfen in dieser Sitzung nicht zum Gegen-
stand von Erörterungen gemacht werden. Ist das Ratsmit-
glied in der Debatte zum selben Tagesordnungspunkt dreimal 
zur Sache oder zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal 
auf die Folgen eines dritten Sach- oder Ordnungsrufes hinge-
wiesen worden, so wird ihr/ihm das Wort entzogen (§ 51 Ab-
satz 2 GO NRW). 

(2) Wegen einer nicht nur geringfügigen Verletzung der Ordnung 
oder der Würde des Rates kann die Oberbürgermeisterin/der 
Oberbürgermeister gegen ein Ratsmitglied, auch ohne dass 
ein Ordnungsruf ergangen ist, ein Ordnungsgeld in Höhe von 
mindestens 250 Euro bis maximal 1 000 Euro festsetzen. Im 
Wiederholungsfall verdoppelt sich das Ordnungsgeld. Absatz 
1 Satz 4 und 5 gilt entsprechend (§ 51 Absatz 3 GO NRW). 



der Oberbürgermeister - unter Ankündigung des Sitzungs-
ausschlusses bei einem notwendigen dritten Ordnungsruf - 
für die weitere Behandlung des Tagesordnungspunktes das 
Wort entziehen (= zweiter Ruf zur Ordnung mit gleichzeiti-
gem Wortentzug). 

(3) Wurde ein Ratsmitglied während einer Sitzung bereits zwei-
mal zur Ordnung gerufen und gibt es Anlass zu einem wei-
teren Ordnungsruf, kann das Ratsmitglied durch Beschluss 
des Rates von der Teilnahme an der weiteren Sitzung und 
zusätzlich von weiteren Sitzungen ausgeschlossen werden 
(= dritter Ruf zur Ordnung mit gleichzeitigem Sitzungsaus-
schluss durch Beschluss des Rates).  

Sofern ein Ratsbeschluss aufgrund besonderer Umstände 
nicht in Betracht kommt (etwa bei körperlichen Angriffen oder 
Tumulten), kann der Oberbürgermeister den sofortigen Aus-
schluss des Ratsmitgliedes aus der Sitzung selbst verhän-
gen und durchführen, vgl. § 51 Abs. 3 GO NRW. Der Rat 
befindet über die Berechtigung dieser Maßnahme in der 
nächsten Sitzung. 

(4) Verstößt ein Ratsmitglied während einer Sitzung in beson-
ders schwerer Weise gegen die Ordnung, kann es durch Be-
schluss des Rates ohne vorherige Ordnungsrufe des Ober-
bürgermeisters von der Teilnahme an der weiteren Sitzung 
und zusätzlich von weiteren Sitzungen ausgeschlossen wer-
den.  

 

Sofern ein Ratsbeschluss aufgrund besonderer Umstände 
nicht in Betracht kommt (etwa bei körperlichen Angriffen oder 

(3) Wegen gröblicher Verletzung der Ordnung kann die Oberbür-
germeisterin/der Oberbürgermeister, auch ohne dass ein 
Ordnungsruf ergangen ist, Ratsmitglieder von der Sitzung 
ausschließen. Diese haben den Sitzungssaal sofort zu ver-
lassen. Wird die Aufforderung nicht befolgt, so wird die Sit-
zung unterbrochen und der kommunale Ordnungsdienst oder 
die Polizei eingeschaltet, um das Ratsmitglied entfernen zu 
lassen. Die ausgeschlossenen Ratsmitglieder ziehen sich 
dadurch ohne Weiteres die Ausschließung für weitere drei 
Ratssitzungen zu. Weigert sich ein ausgeschlossenes Rats-
mitglied wiederholt, den Anordnungen während der Sitzung 
zu folgen, so tritt der Ausschluss für fünf Ratssitzungen ein. 
Die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister stellt diese 
Folge bei Wiedereröffnung oder bei Beginn der nächsten Sit-
zung fest. Ausgeschlossene Ratsmitglieder dürfen auch an 
Ausschusssitzungen nicht teilnehmen. Versucht ein ausge-
schlossenes Ratsmitglied widerrechtlich an den Sitzungen 
des Rates oder seiner Ausschüsse teilzunehmen, so finden 
die Sätze 3 bis 6 Anwendung (§ 51 Absatz 4 GO NRW). 

(4) Das betroffene Ratsmitglied kann gegen Maßnahmen zur 
Herstellung der Ordnung bis zum Beginn der nächsten Rats-
sitzung schriftlich Einspruch bei der Oberbürgermeiste-
rin/dem Oberbürgermeister einlegen. Über den Einspruch 
entscheidet der Rat in seiner nächsten Sitzung. Der Ein-
spruch hat keine aufschiebende Wirkung (§ 51 Absatz 5 GO 
NRW). 

 



Tumulten), kann der Oberbürgermeister den sofortigen Aus-
schluss des Ratsmitgliedes aus der Sitzung selbst verhän-
gen und durchführen, vgl. § 51 Abs. 3 GO NRW. Der Rat 
befindet über die Berechtigung dieser Maßnahme in der 
nächsten Sitzung. 

(5) Wird ein Ratsmitglied von der Sitzung ausgeschlossen, hat 
es unverzüglich den für Ratsmitglieder vorgesehenen Teil 
des Sitzungsraumes zu verlassen. Kommt es dieser Ver-
pflichtung nicht nach, ist der kommunale Ordnungsdienst o-
der die Polizei einzuschalten und das Ratsmitglied entfernen 
zu lassen. Das ausgeschlossene Ratsmitglied zieht sich da-
mit den Ausschluss von einer weiteren Ratssitzung zu. 

 

§ 22 Schriftführung, Niederschrift 

(2) Die Niederschrift muss enthalten 

1. Ort, Tag und Uhrzeit des Beginns und der Beendigung 
sowie den Zeitraum einer etwaigen Unterbrechung der 
Sitzung, 

2. die Namen der Sitzungsteilnehmer; dies gilt auch für als 
Zuhörer in der nicht öffentlichen Sitzung anwesende 
Personen; Nichtanwesenheit, Verspätungen und vorzei-
tiges Verlassen der Sitzung sind zu vermerken, 

3. die behandelten Gegenstände, 

4. die gestellten Anträge zum Verfahren und zur Sache 
sowie die unterbreiteten Wahlvorschläge, 

5. die Ergebnisse der Abstimmungen, den Wortlaut der 
Beschlüsse und die Namen der Gewählten; 

§ 21 Schriftführung, Niederschrift 

(2) Die Niederschrift wird als Beschlussprotokoll geführt. Sie 
muss enthalten 

1. Ort, Tag und Uhrzeit des Beginns und der Beendigung 
sowie den Zeitraum einer etwaigen Unterbrechung der 
Sitzung, 

2. die Namen der Sitzungsteilnehmenden; dies gilt auch 
für als Zuhörerinnen/Zuhörer in der nichtöffentlichen 
Sitzung anwesende Personen; Nichtanwesenheit, Ver-
spätungen und vorzeitiges Verlassen der Sitzung sind 
zu vermerken, 

3. die behandelten Gegenstände, 

4. zu Protokoll gegebene Erklärungen eines Mitglieds, 

5. die gestellten Anträge zur Geschäftsordnung und zur 
Sache sowie die unterbreiteten Wahlvorschläge, 



6. Inhalte nach den §§ 17 Absatz 2 (Wortprotokoll) und 18 
Absatz 7 (Ausweisung des Votums bei offenen Abstim-
mungen). 

 

 

- keine Regelung zur Unterzeichnung der Niederschrift enthal-
ten - 

 

(4) Für Zwecke der Niederschrift darf die Sitzung akustisch auf-
gezeichnet werden. Die Aufzeichnung darf vorbehaltlich der 
nachfolgenden Bestimmungen nur durch den Oberbürger-
meister und den Schriftführer abgehört und sonst genutzt 
werden. Sie ist zu löschen, sofern nicht bis spätestens zum 
Ende der auf die Übersendung einer Kopie der Niederschrift 
(Absatz 3) folgenden Sitzung des Rates durch ein Ratsmit-
glied Zweifel an der Richtigkeit der Niederschrift geltend ge-
macht werden. Werden Zweifel geltend gemacht, kann die 
Aufzeichnung in dem zur Klärung des Sachverhalts erforder-
lichen Umfang von dem Ratsmitglied gemeinsam mit dem 
Schriftführer abgehört werden. Auch der Oberbürgermeister 
kann hieran teilnehmen. Können die Zweifel nicht ausge-
räumt werden, ist der Rat hierüber in der nächsten Sitzung 
zu unterrichten. Nach Beendigung dieser Ratssitzung ist die 
Aufzeichnung unverzüglich zu löschen. 
 

(5) Jedem Ratsmitglied, den Fraktionen und Gruppen des Ra-
tes sowie der Leitung des Fachbereichs Rechnungsprüfung 
und Beratung der Stadtverwaltung ist eine Kopie der unter-
zeichneten Niederschrift zuzuleiten. Die Kopie muss den 

6. die Ergebnisse der Abstimmungen, den Wortlaut der 
Beschlüsse und die Namen der Gewählten; 

7. Inhalte nach den §§ 17 Absatz 2 (Wortprotokoll) und 18 
Absatz 7 (Ausweisung des Votums bei offenen Abstim-
mungen). 

(3) Die Niederschrift ist von der Oberbürgermeisterin/dem 
Oberbürgermeister bzw. seiner Vertretung und der Schrift-
führung zu unterzeichnen (§ 52 Absatz 1 Satz 2 GO NRW). 

(5) Für Zwecke der Niederschrift darf die Sitzung akustisch auf-
gezeichnet werden. Die Aufzeichnung darf vorbehaltlich der 
nachfolgenden Bestimmungen nur durch die Oberbürger-
meisterin/den Oberbürgermeister und der Schriftführung ab-
gehört und sonst genutzt werden. Sie ist zu löschen, sofern 
nicht bis spätestens zum Ende der auf die Bereitstellung 
der Niederschrift (Absatz 4) folgenden Sitzung des Rates 
durch ein Ratsmitglied Zweifel an der Richtigkeit der Nie-
derschrift geltend gemacht werden. Werden Zweifel geltend 
gemacht, kann die Aufzeichnung in dem zur Klärung des 
Sachverhalts erforderlichen Umfang von dem Ratsmitglied 
gemeinsam mit der Schriftführung abgehört werden. Auch 
die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister kann hie-
ran teilnehmen. Können die Zweifel nicht ausgeräumt wer-
den, ist der Rat hierüber in der nächsten Sitzung zu unter-
richten. Nach Beendigung dieser Ratssitzung ist die Auf-
zeichnung unverzüglich zu löschen. 

 

(6) Die Niederschrift wird gemäß § 1 Absatz 6 dieser Ge-
schäftsordnung über das Ratsinformationssystem bereitge-
stellt. Die Bereitstellung der Niederschrift soll spätestens 



Ratsmitgliedern mindestens acht Tage vor dem Tag der 
nächsten Ratssitzung zugehen. Der Oberbürgermeister ent-
scheidet, ob weitere Dienststellen der Stadtverwaltung Ko-
pien der Niederschrift oder Auszüge hieraus erhalten. Für 
nachträgliche Änderungen der Niederschrift, die aufgrund 
nach Absatz 4 geltend gemachter Zweifel vorgenommen 
werden, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 

 

drei Tage vor dem Tag der nächsten Ratssitzung erfolgen. 
Zusätzlich erhalten die zuständigen Dienststellen der Stadt-
verwaltung Beschlussauszüge aus der Niederschrift. Für 
nachträgliche Änderungen der Niederschrift, die aufgrund 
nach Absatz 4 geltend gemachter Zweifel vorgenommen 
werden, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

 

Zweiter Teil: Fraktionen und Gruppen des Rates Zweiter Teil: Fraktionen, Gruppen und Einzelvertretende 
des Rates 

 

§ 23 Bildung von Fraktionen 

(1) Die Bildung einer Fraktion ist dem Oberbürgermeister durch 
den Vorsitzenden der Fraktion unverzüglich schriftlich anzu-
zeigen. Die Mitteilung muss enthalten 

1. den Namen der Fraktion, 

2. die Namen der Mitglieder der Fraktion, 

3. die Namen des Vorsitzenden der Fraktion und seiner 
Stellvertreter, 

4. eine Kopie des Fraktionsstatuts, 

5. die Angabe, durch wen die Fraktion rechtsverbindlich 
vertreten wird, 

6. die Anschrift der Geschäftsstelle der Fraktion, sofern 
eine solche betrieben wird. 

§ 22 Bildung von Fraktionen 

(1) Die Bildung einer Fraktion ist der Oberbürgermeisterin/dem 
Oberbürgermeister durch den Vorsitzenden der Fraktion 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung muss 
enthalten 

1. den Namen der Fraktion, 

2. die Namen der Mitglieder der Fraktion, 

3. die Namen der/des Vorsitzenden der Fraktion und sei-
ner Stellvertretung, 

4. eine Kopie des Fraktionsstatuts/der Geschäftsordnung, 

5. die Angabe, durch wen die Fraktion rechtsverbindlich 
vertreten wird, 

6. die Anschrift der Geschäftsstelle der Fraktion, sofern 
eine solche betrieben wird. 



Satz 1 gilt entsprechend für nach Bildung der Fraktion ein-
tretende Änderungen. 

 

- keine Regelung zur Verpflichtung von Mitarbeitenden der 
Fraktionen durch die Oberbürgermeisterin/den Oberbürger-
meister enthalten - 

Satz 1 gilt entsprechend für nach Bildung der Fraktion ein-
tretende Änderungen. 

(3) Mitarbeitende der Fraktionen werden im Umgang mit ver-
traulichen Informationen der Verwaltung von der Oberbür-
germeisterin/dem Oberbürgermeister entsprechend § 1 Ab-
satz 1 Verpflichtungsgesetz auf die gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten, insbesondere die Verschwiegenheit, 
verpflichtet. Nur diesen Mitarbeitenden dürfen vertrauliche 
Sitzungsunterlagen, die personenbezogene Daten enthal-
ten, zugänglich gemacht werden. 

 

§ 26 Sitzungen der Ausschüsse 
 

- keine Regelung zur Festsetzung der Tagesordnung und Ver-
hinderung der Ausschussvorsitzenden und Stellvertretungen 
enthalten - 

 

 

 

 
 

(3) Kann ein Mitglied eines Ausschusses nicht oder nicht recht-
zeitig oder darf es gemäß §§ 43 Absatz 2, 31 GO NRW nur 
teilweise an der Sitzung teilnehmen, so benachrichtigt die-
ses hierüber unverzüglich den Vorsitzenden des Ausschus-
ses und leitet die entsprechenden Sitzungsunterlagen in 
gleicher Weise an seinen Stellvertreter weiter. Einladungen 

§ 25 Sitzungen der Ausschüsse 

(2) Die/Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung im 
Benehmen mit der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürger-
meister fest. Sind die/der Ausschussvorsitzende und alle 
Stellvertretungen verhindert, kann die Oberbürgermeiste-
rin/der Oberbürgermeister zu den Ausschusssitzungen la-
den. Die Sitzungsleitung übernimmt das anwesende Rats-
mitglied im Ausschuss, welches dem Rat am längsten un-
unterbrochen angehört. Sofern dies auf mehrere Mitglieder 
zutrifft, entscheidet das Lebensalter (§ 58 Absatz 2 GO 
NRW). 

(4) Kann ein Mitglied eines Ausschusses nicht oder nicht recht-
zeitig oder darf es gemäß §§ 43 Absatz 2, 31 GO NRW nur 
teilweise an der Sitzung teilnehmen, so benachrichtigt die-
ses hierüber unverzüglich die Vorsitzende/den Vorsitzen-
den des Ausschusses. und leitet die entsprechenden Sit-
zungsunterlagen in gleicher Weise an seinen Stellvertreter 
weiter. Einladungen zu Ausschusssitzungen sind vor dem 



zu Ausschusssitzungen sind vor dem Sitzungstag nachricht-
lich auch den Fraktionen und Gruppen des Rates sowie den 
dem Ausschuss nicht angehörenden fraktions- und gruppen-
losen Ratsmitgliedern zu übersenden, ebenso der Leitung 
des Fachbereichs Rechnungsprüfung und Beratung der 
Stadtverwaltung. 

- keine Regelung zum Rederecht von der Oberbürgermeiste-
rin/dem Oberbürgermeister und den Beigeordneten/Mitarbeiten-
den in Ausschüssen enthalten - 

 

 

(5) An nichtöffentlichen Sitzungen eines Ausschusses können 
nach § 58 Abs. 1 S. 4 GO NRW 

1. die stellvertretenden Ausschussmitglieder sowie 

2. alle Ratsmitglieder 

 als Zuhörer teilnehmen. 

 Zudem können auch die Mitglieder 

1. der Bezirksvertretungen sowie 

2. anderer Ausschüsse 

an den nichtöffentlichen Sitzungen eines Ausschusses teil-
nehmen, soweit deren Aufgabenbereich durch den Bera-
tungsgegenstand berührt wird (vergl. § 58 Abs. 1 S.4 GO 
NRW). 

Bis zu zwei, sich mit der inhaltlichen Arbeit ihrer Fraktion be-
fassende, Mitarbeitende der jeweiligen Fraktionen des Rates 

Sitzungstag nachrichtlich auch den Fraktionen und Grup-
pen des Rates sowie den dem Ausschuss nicht angehören-
den fraktions- und gruppenlosen Ratsmitgliedern zu über-
senden, ebenso der Leitung des Fachbereichs Rechnungs-
prüfung und Beratung der Stadtverwaltung. 

(6) Die Oberbürgermeisterin/Dem Oberbürgermeister und den 
anwesenden Beigeordneten der Verwaltung ist auf Verlan-
gen jederzeit das Wort zu erteilen, jedoch ohne Unterbre-
chung der jeweiligen Rednerin/des jeweiligen Redners. 

(7) An nichtöffentlichen Sitzungen eines Ausschusses können 
nach § 58 Absatz 1 Satz 4 GO NRW die stellvertretenden 
Ausschussmitglieder, die Mitglieder anderer Ausschüsse, 
alle Ratsmitglieder sowie die Mitglieder der Bezirksvertre-
tungen als Zuhörende teilnehmen. 

 Zudem können auch die Mitglieder der Bezirksvertretungen 
sowie anderer Ausschüsse an den nichtöffentlichen Sitzun-
gen eines Ausschusses teilnehmen, soweit deren Aufga-
benbereich durch den Beratungsgegenstand berührt wird 
(vgl. § 58 Absatz 1 Satz 4 GO NRW). 

Bis zu zwei, sich mit der inhaltlichen Arbeit ihrer Fraktion 
befassende, Mitarbeitende der jeweiligen Fraktionen des 
Rates (ausgenommen Praktikantinnen/Praktikanten) kön-
nen an den nichtöffentlichen Sitzungen der Ausschüsse als 
Zuhörende teilnehmen, sofern diese zuvor nach § 1 Absatz 
1 des Verpflichtungsgesetzes verpflichtet worden sind.  

 

 

 



(ausgenommen Praktikanten) können an den nichtöffentli-
chen Sitzungen der Ausschüsse als Zuhörer teilnehmen, so-
fern diese zuvor nach § 1 Abs. 1 des Verpflichtungsgesetzes 
verpflichtet worden sind.  

- keine Regelung zu gemeinsamen Sitzungen von Ausschüssen 
und Bezirksvertretungen enthalten - 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(6) Kopien der Niederschriften der Ausschusssitzungen sind 
den Ausschussmitgliedern, den Fraktionen und Gruppen 
des Rates, fraktions- und gruppenlosen Ratsmitgliedern, die 
nicht Mitglied des Ausschusses sind, dem Oberbürgermeis-
ter sowie der Leitung des Fachbereichs Rechnungsprüfung 
und Beratung der Stadtverwaltung zuzuleiten. 

 

 

(8) In begründeten Einzelfällen können die jeweiligen Aus-
schussvorsitzenden nach vorheriger Abstimmung mit der 
Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister zu gemeinsa-
men Sitzungen von zwei oder mehr Ausschüssen einladen. 
Sie können ebenso gemeinsam mit der jeweiligen Bezirks-
bürgermeisterin/dem jeweiligen Bezirksbürgermeister zu ge-
meinsamen Sitzungen mit einem oder weiteren Ausschüs-
sen oder mit einer oder weiteren Bezirksvertretungen einla-
den. Die Vorsitzenden stimmen sich im Vorfeld einvernehm-
lich ab, wer die Moderation in der gemeinsamen Sitzung 
führt. Im Anschluss an die Sitzung ist eine gemeinsame Nie-
derschrift anzufertigen. Die Abstimmungsergebnisse sind 
getrennt nach Ausschüssen bzw. Bezirksvertretungen auf-
zuführen. Die Niederschrift ist von allen beteiligten Vorsit-
zenden und Schriftführungen zu unterzeichnen. 

(9) Kopien der Niederschriften der Ausschusssitzungen sind 
den Ausschussmitgliedern, den Fraktionen und Gruppen 
des Rates, fraktions- und gruppenlosen Ratsmitgliedern, die 
nicht Mitglied des Ausschusses sind, dem Oberbürgermeis-
ter sowie der Leitung des Fachbereichs Rechnungsprüfung 
und Beratung der Stadtverwaltung zuzuleiten. 

 

 

§ 27 Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter 
Ausschüsse 

Beschlüsse von Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis kön-

§ 26 Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter 
Ausschüsse 

Gemäß § 57 Absatz 4 GO NRW können Beschlüsse von Aus-
schüssen mit Entscheidungsbefugnis erst durchgeführt werden, 



nen erst durchgeführt werden, wenn innerhalb von sieben Ta-
gen nach dem Sitzungstag, den Tag der Sitzung nicht einge-
rechnet, weder von dem Oberbürgermeister noch von mindes-
tens einem Fünftel der Ausschussmitglieder schriftlich Ein-
spruch eingelegt worden ist. Abweichend hiervon beträgt die 
Frist für Beschlüsse über die Vergabe von Aufträgen drei Tage. 

 

wenn innerhalb von sieben Tagen nach dem Sitzungstag, den 
Tag der Sitzung nicht eingerechnet, weder von der Oberbürger-
meisterin/dem Oberbürgermeister noch von mindestens einem 
Fünftel der Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch eingelegt 
worden ist. Abweichend hiervon beträgt die Frist für Beschlüsse 
über die Vergabe von Aufträgen drei Tage. Der Einspruch ist 
bei der/dem Ausschussvorsitzenden einzubringen. Über den 
Einspruch entscheidet der Rat. 

 

§ 28 Sitzungen der Bezirksvertretungen 

- keine Regelung zum Rederecht von der Oberbürgermeiste-
rin/dem Oberbürgermeister, den Beigeordneten/Bezirksverwal-
tungsstellenleitungen in den Bezirksvertretungen enthalten - 

 
 
 
 
 
 
 

(6) An den nichtöffentlichen Sitzungen der Bezirksvertretungen 
können die übrigen Ratsmitglieder als Zuhörer teilnehmen 
(vergl. § 36 Abs. 6 S. 3 GO NRW). Zudem können Aus-
schussmitglieder als Zuhörer teilnehmen, soweit deren Auf-
gabenbereich durch den Beratungsgegenstand berührt wird 
(vergl. § 36 Abs. 6 S. 3 GO NRW).   

 Bis zu zwei, sich mit der inhaltlichen Arbeit ihrer Fraktion 
befassende, Mitarbeitende der jeweiligen Fraktionen des 

§ 27 Sitzungen der Bezirksvertretungen 

(6) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister ist berech-
tigt und auf Verlangen einer Bezirksvertretung verpflichtet, 
an den Sitzungen der Bezirksvertretung mit beratender 
Stimme teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen jederzeit das 
Wort zu erteilen. Er kann sich von einer/einem Beigeordne-
ten oder einer anderen leitenden Dienstkraft vertreten las-
sen (§ 36 Absatz 7 GO NRW). Der Bezirksverwaltungsstel-
lenleitung ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen, 
jedoch ohne Unterbrechung der jeweiligen Rednerin/des je-
weiligen Redners. 

(7) An den nichtöffentlichen Sitzungen der Bezirksvertretungen 
können die übrigen Ratsmitglieder und Ausschussmitglieder 
als Zuhörende teilnehmen (vgl. § 36 Absatz 6 Satz 3 GO 
NRW). Zudem können Ausschussmitglieder als Zuhörende 
teilnehmen, soweit deren Aufgabenbereich durch den Bera-
tungsgegenstand berührt wird (vgl. § 36 Absatz 6 Satz 3 GO 
NRW). 

Bis zu zwei, sich mit der inhaltlichen Arbeit ihrer Fraktion be-



Rates und der Bezirksvertretungen (ausgenommen Prakti-
kanten) können an den nichtöffentlichen Sitzungen der Be-
zirksvertretungen als Zuhörer teilnehmen, sofern diese zu-
vor nach § 1 Abs. 1 des Verpflichtungsgesetzes verpflichtet 
worden sind. 

 
- keine Regelung zu gemeinsamen Sitzungen von Bezirksver-
tretungen enthalten - 

 

 

 

 

 

 

 

 

(7) Kopien der Niederschriften der Sitzungen sind den Mitglie-
dern der Bezirksvertretung, den in § 22 Absatz 5 Satz 1 Ge-
nannten sowie dem Oberbürgermeister durch den Bezirks-
bürgermeister zuzuleiten. Der Oberbürgermeister entschei-
det, ob weitere Dienststellen der Stadtverwaltung Kopien 
der Niederschrift oder Auszüge hieraus erhalten. 

 

fassende, Mitarbeitende der jeweiligen Fraktionen des Ra-
tes und der Bezirksvertretungen (ausgenommen Praktikan-
tinnen/Praktikanten) können an den nichtöffentlichen Sitzun-
gen der Bezirksvertretungen als Zuhörende teilnehmen, so-
fern diese zuvor nach § 1 Absatz 1 des Verpflichtungsgeset-
zes verpflichtet worden sind. 

(8) In begründeten Einzelfällen können die jeweiligen Bezirks-
bürgermeisterinnen/Bezirksbürgermeister nach vorheriger 
Abstimmung mit der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürger-
meister zu gemeinsamen Sitzungen von zwei oder mehr Be-
zirksvertretungen einladen. Die Bezirksbürgermeisterin-
nen/Bezirksbürgermeister stimmen sich im Vorfeld einver-
nehmlich ab, wer die Moderation in der gemeinsamen Sit-
zung führt. Im Anschluss an die Sitzung ist eine gemein-
same Niederschrift anzufertigen. Die Abstimmungsergeb-
nisse sind getrennt nach Bezirksvertretungen aufzuführen. 
Die Niederschrift ist von allen beteiligten Bezirksbürgermeis-
terinnen/Bezirksbürgermeistern und Schriftführungen zu un-
terzeichnen. 

(9) Kopien der Niederschriften der Sitzungen sind den Mitglie-
dern der Bezirksvertretung, den in § 22 Absatz 5 Satz 1 Ge-
nannten sowie dem Oberbürgermeister durch den Bezirks-
bürgermeister zuzuleiten. Der Oberbürgermeister entschei-
det, ob weitere Dienststellen der Stadtverwaltung Kopien 
der Niederschrift oder Auszüge hieraus erhalten. 

 

§ 29 Fragestunden für Einwohner 

 

§ 28 Fragestunden für Einwohnerinnen/Einwohner in den 
Bezirksvertretungen 

 



§ 30 Bildung und Beendigung von Bezirksfraktionen 

Die Bestimmungen der §§ 23 und 24 gelten für Bezirksfraktio-
nen entsprechend mit der Maßgabe, dass neben dem Oberbür-
germeister auch dem Bezirksbürgermeister die Bildung und 
Auflösung einer Fraktion durch den Vorsitzenden der Fraktion 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen ist und dass „Fraktion“ 
durch „Bezirksfraktion“ und „Ratsmitglieder“ durch „Bezirksver-
treter“ zu ersetzen sind. 

 

§ 29 Bildung und Beendigung von Bezirksfraktionen 

Die Bestimmungen der §§ 22 und 23 gelten für Bezirksfraktio-
nen entsprechend mit der Maßgabe, dass neben der Oberbür-
germeisterin/dem Oberbürgermeister auch der Bezirksbürger-
meisterin/dem Bezirksbürgermeister die Bildung und Auflösung 
einer Fraktion durch die/den Vorsitzenden der Fraktion unver-
züglich schriftlich anzuzeigen ist und dass „Fraktion“ durch „Be-
zirksfraktion“ und „Ratsmitglieder“ durch „Bezirksmitglieder“ zu 
ersetzen sind. 

 

§ 31 Anfragen von Ratsmitgliedern 

(2) Der Oberbürgermeister beantwortet die Anfrage im "Mittei-
lungsblatt für den Rat, seine Ausschüsse und die Bezirks-
vertretungen der Stadt Leverkusen (z.d.A.: Rat)". Dies gilt 
nicht für Anfragen, die sich auf individuelle Personalangele-
genheiten beziehen; diese werden in einer nicht öffentli-
chen Sitzung des Haupt-, Personal- und Beteiligungsaus-
schusses beantwortet. 

 

§ 30 Anfragen von Ratsmitgliedern 

(2) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister beantwor-
tet die Anfrage im "Mitteilungsblatt für den Rat, seine Aus-
schüsse und die Bezirksvertretungen der Stadt Leverkusen 
(z.d.A.: Rat)". Dies gilt nicht für Anfragen, die sich auf indivi-
duelle Personalangelegenheiten beziehen; diese werden in 
einer nichtöffentlichen Sitzung des Haupt- und Personalaus-
schusses beantwortet. 

 

§ 34 Funktionsbezeichnungen 

Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten Funktionsbe-
zeichnungen werden in weiblicher oder männlicher Form ge-
führt. 

- entfällt durch die Doppelnennung weiblich/männlich - 

§ 35 Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung hierüber 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung für den Rat der 

§ 33 Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung hierüber 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung für den Rat der 



Stadt Leverkusen, seine Ausschüsse und die Bezirksvertretun-
gen vom 02.07.2014 außer Kraft. 

Stadt Leverkusen, seine Ausschüsse und die Bezirksvertretun-
gen vom 02.11.2020 außer Kraft. 
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